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Zentralverband des Tankstellengewerbes e.V.

Fragen zum Bundestagswahlprogramm

Tankstellen sind kleine mittelstandische Unternehmen. Anderungen von Gesetzen, Verord-
nungen und Durchfihrungsanweisungen haben direkt Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit
des Betriebes. Unsere Mitglieder sind deshalb an den von lhrer Partei fur die kommende Le-
gislaturperiode vorgesehenen MafRnahmen und Zielen in der Mittelstandspolitik interessiert.

Insbesondere folgende Fragen sind fir unsere Mitglieder von Bedeutung:

1. Mittelstand

1.1. Arbeitsmarkt

Von besonderer Bedeutung fir die Betreiber von Tankstellen sind MalRnahmen im Be-
reich der Arbeitsmarktpolitik, da diese direkt Einfluss auf die Mdglichkeiten der Beschaf-
tigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmern haben. Wie in vielen anderen mittel-
standischen Betrieben auch, stellen die Personalkosten dariber hinaus die gré3te Kos-
tenposition fir einen Tankstellenunternehmer dar. Die von den Mineraldlgesellschaften
fur die Betreiber ihrer Tankstellen vorgesehenen Personalkostenbudgets nehmen dabei,
vor allen Dingen bei unterjahrigen Anderungen, keine Riicksicht auf Kostensteigerungen
durch solche gesetzgeberischen MalRnahmen. Die Folge ist damit ein direkter Einkom-
mensverlust des Tankstellenunternehmers.

Tankstellenbetreiber beschéftigen, je nach GroRRe der Tankstelle, bis zu 50 Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer pro Tankstelle. An Tankstellen werden dabei haufig soge-
nannte ,geringfligig Beschéftigte* und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Teilzeit tatig.
Damit erfiillen Tankstellen eine wichtige Funktion fur solche Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die entweder neben einer anderen Tatigkeit einen Hinzuverdienst benétigen
oder die flexibel in Teilzeit arbeiten wollen, weil sie noch andere Aufgaben, zum Beispiel
im famili&ren Bereich wahrzunehmen haben.
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Welche arbeitsmarktpolitischen Vorhaben planen Sie fir die nadchste Legislaturperiode
des Deutschen Bundestages?

Der gesetzliche Mindestlohn wird auf 12 Euro erhéht. Sachgrundlose Befristungen miissen ausgeschlossen werden.
Lohndumping durch Leiharbeit und Werkvertréage verhindern. DIE LINKE setzt sich fur die Ersetzung von Mini- und
Midi-Jobs durch unbefristete Arbeitsvertrage und existenzsichernde Einkommen ein. Dazu wollen wir einen
Rechtsanspruch auf eine Mindeststundenzahl im Arbeitsvertrag von 22 Stunden pro Woche einfiihren. Dieser soll fur alle
Beschéftigten gelten. Ausnahmen darf es nur aus schwerwiegenden wirtschaftlichen Griinden geben.

Diskriminierungen und Mobbing sind zu ahnden. Fir alle Beschéftigtengruppen, die von Diskriminierung betroffen sind oder
sein kdnnten, missen Gleichstellungsplane erstellt werden.

¢ Mindestlohn
o Planen Sie die Erhéhung des gesetzlichen Mindestlohns?
Ja [[] Nein
Wenn ja, wie hoch soll der Mindestlohn Ihrer Auffassung nach sein?

DIE LINKE setzt sich fur einen Mindestlohn von 12 Euro pro Stunde ein. Nur so kann Altersarmut
entgegengewirkt werden.

o Planen Sie eine Anderung der Dokumentationspflichten, wie sie sich
heute aus dem Mindestlohngesetz ergeben?
Ja Nein | ]

Insbesondere:

= Sollen Vereinfachungen beispielsweise fur Arbeitgeber bis zu ei-
ner bestimmten Betriebsgrofe eingefiihrt werden?

Nein.

. Werden weitere Ausnahmen flr bestimmte Personengruppen ein-
gefuhrt?

Nein, der Mindestlohn sollte ausnahmslos gelten.

= Planen Sie sonstige Anderungen im Bereich der Dokumentations-
pflichten?

Nein.




e Teilzeit und Befristung
o0 Halten Sie Anderungen im Befristungsrecht, insbesondere bei der Mog-

lichkeit Befristungen ohne einen konkreten Sachgrund vorzunehmen, fur
erforderlich?

Ja | Nein
. Wenn ja, wie sollen die Anderungen konkret ausgestaltet werden?

DIE LINKE fordert die ersatzlose Streichung der »sachgrundlosen Befristung« aus dem
Teilzeit- und Befristungsgesetz. Sachgriinde mussen strikt beschrankt, Kettenbefristungen
verboten werden: Der zweite Arbeitsvertrag beim gleichen Arbeitgeber muss unbefristet sein,
Befristungen sollen auf Iangstens ein Jahr beschrénkt werden.

o Welche Anderungen halten sie im Bereich der Teilzeitbeschaftigung fir
notwendig?

DIE LINKE setzt sich fur die Ersetzung von Mini- und Midi-Jobs durch unbefristete Arbeitsvertrage und
existenzsichernde Einkommen ein. Dazu wollen wir einen Rechtsanspruch auf eine
Mindeststundenzahl im Arbeitsvertrag von 22 Stunden pro Woche einfiihren. Dieser soll fir alle
Beschéaftigten gelten. Ausnahmen darf es nur aus schwerwiegenden wirtschaftlichen Griinden geben.

Insbesondere:
= Wollen Sie ein Recht zur Ruckkehr in eine Vollzeitbeschaftigung
einfihren? Ja (] Nein

Wenn ja, unter welchen Bedingungen, vor allen Dingen ab welcher
Betriebsgrofie soll dieses neue Recht gelten?

Der bestehende Rechtsanspruch auf Teilzeit muss durch ein Rickkehrrecht auf die vorherige
vertragliche Arbeitszeit erganzt werden. DIE LINKE fordert einen Rechtsanspruch auf
Erhéhung der Arbeitszeit, sofern in dem Unternehmen Arbeit mit der entsprechenden
Quialifikation vorhanden ist

. Soll ein mehrfacher Wechsel des Umfangs der Arbeitszeit durch
den Arbeitnehmer beansprucht werden kénnen?
Ja [[] Nein
Wenn ja, in welchem zeitlichen Abstand soll ein solcher Wechsel
moglich sein?

Die Beschéaftigten miissen mehr Einfluss auf die Gestaltung ihrer Arbeit und Arbeitszeit
haben.

Alle Beschaftigten miissen z.B. zum Zwecke der Weiterbildung einen Rechtsanspruch
erhalten, ihre Arbeitszeit zeitweise zu reduzieren oder zeitlich begrenzt ganz aussetzen zu

e Geringflgige Beschaftigungsverhaltnisse
o Planen Sie eine Anhebung der heute fur die Vergitung von geringfiigig
Beschaftigten geltenden Hochstbetrage?
Ja Nein |[]
Wenn ja, in welchem Umfang?

DIE LINKE fordert die Gleichstellung von Minijobs mit sozialversicherungspflichtiger Arbeit. Abhangige
Beschéftigung soll ohne Ausnahme ab dem ersten Euro Entgelt der Sozialversicherungspflicht
unterliegen. Gleichzeitig fordert DIE LINKE eine Erhéhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro
pro Stunde ohne Ausnahmen. Zudem sind deutlich mehr Kontrollen notwendig, um die Einhaltung der
Vorschriften sicherzustellen.




1.2.

o Soll eine gréRere Flexibilisierung fur den zeitlichen Einsatz von geringfu-
gig Beschaftigten ermdglicht werden, beispielsweise fur Félle der Ur-
laubsvertretung, Krankheitsvertretung oder ahnlichem?

DIE LINKE setzt sich fur die Ersetzung von Mini- und Midi-Jobs durch unbefristete Arbeitsvertrage und
existenzsichernde Einkommen ein.

= Konnen Sie sich beispielsweise ein Jahresarbeitszeitkonto fur
geringflgig Beschaftigte vorstellen?

Nein. DIE LINKE ka&mpft fur Arbeitszeitverkirzung bei vollem Lohn- und notwendigem
Personalausgleich. Wir unterstiitzen Gewerkschaften und Initiativen beim Kampf um
kiirzere Arbeitszeiten und mehr Zeitsouveranitat. Damit Arbeitszeitverkiirzung nicht zu
Arbeitsverdichtung fuhrt, braucht es verbindliche Mitbestimmungsrechte bei der

Beschaftigung von Asylbewerbern und/oder sonstigen nur befristet Aufenthalts-

berechtigten:

o Planen Sie Sonderregelungen, damit noch nicht anerkannte Asylbewer-
ber oder sonstige Auslander mit befristeten Bleibeberechtigungen einfa-
cher als bisher beschaftigt werden kénnen?

- Gute Ausbildung und Arbeit fiir alle! Gerade Migrantinnen und Migranten sowie Gefliichtete werden
am Arbeitsmarkt ausgegrenzt. Wir wenden uns gegen Ausnahmen beim Mindestlohn und wollen
Asylbewerber und Gefliichtete schnell, aber fair in den Arbeitsmarkt integrieren. Wir lehnen Quoten,
Kontingente und Punktesysteme ab. Sie dienen lediglich der Verwertungslogik des Kapitals und sind
Instrumente einer selektiven Einwanderungspolitik. Die Identitatsprifung bei der Ausbildungsduldung
wollen wir abschaffen. Gefllichtete sollen bereits nach drei Monaten in Deutschland eine

Erbschaftssteuer

Eine Vielzahl von Tankstellen wird als Familienunternehmen geftihrt. Haufig steht in die-
sen Fallen das Grundstick, auf dem die Tankstelle errichtet wurde, im Eigentum der
Familie. Zum Betrieb der Tankstelle ist dieses Grundstiick an eine Mineral6lgesellschaft
verpachtet worden, die ihrerseits mit einem eigenen Vertrag den Betrieb der Tankstelle
an die Grundstiuckseigentumer tbertragt.

Erbschaftssteuerliche Fragen sind deshalb fir den Fortbestand des Familienunterneh-
mens von existenzieller Bedeutung.

Soll es nach ihrer Auffassung bei den Regelungen der im letzten Jahr beschlos-
senen Erbschaftssteuerreform verbleiben?

Ja Nein |[]
Wenn nein, welche Anderungen planen Sie?

Die Erbschaftsteuer ist in Deutschland im Vergleich zu anderen Léandern sehr gering. Viele Superreiche
kénnen ihre Millionenvermégen in Unternehmensanteilen steuerfrei vererben oder verschenken. Die von der
Grof3en Koalition aus CDU/CSU und SPD beschlossene Reform der Erbschaftsteuer &ndert das nicht, im
Gegenteil. DIE LINKE wird dafur sorgen, dass die Steuerschlupflécher geschlossen werden. Wir werden die
Erbschaftssteuer auf hohe Erbschaften erhdhen. Normales, selbstgenutztes Wohneigentum bleibt freigestellt.

Fir Betriebsvermdgen gibt es Freibetrage.




1.3. Uberpriifung von biirokratischen Aufgaben

2.1

Die Betreiber von Tankstellen unterliegen einer Vielzahl von birokratischen Auflagen fur
deren Erfullung ein hoher Kosten — und Zeitaufwand notwendig ist.

Welche Mdéglichkeiten sehen Sie fur die Entlastung des Mittelstands?

Die Frage nach Burokratieabbau kann nicht ohne Differenzierung beantwortet werden. Birokratische
Verfahren sichern die Umsetzung in demokratischen Verfahren beschlossener, regulierender VVorgaben fiir das
Handeln der Burgerinnen und Birgern. Gesetzliche Vorgaben fur unternehmerisches Handeln stellen den
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Sollen gesetzliche Regeln z.B. in bestimmten Zeitabstidnden auf ihre Notwen-
digkeit hin Gberprift werden?

Ja.

Wichtig fur kleine und mittlere Unternehmen sind faire Wettbewerbsbedingungen. Wichtige MalBnhahmen, um
dies zu erreichen, sind: Bekampfung der Schwarzarbeit, starkerer Schutz der KMU vor der Marktmacht groRer
Unternehmen, Einbeziehung weniger organisierter Teile des Mittelstands in die Wirtschaftsforderung,
Netzneutralitdt und gesetzliche Verankerung offener IT-Systeme. Angesichts zunehmender Vermachtung

Tankstellenbranche

Umgang mit Bargeld/neue Regeln zur Fihrung einer Bargeldkasse (GoBD)

Trotz einer fortschreitenden Abnahme von Bargeldgeschéaften an Tankstellen haben die
Nutzung und der Umgang mit Bargeld weiterhin eine erhebliche Bedeutung fiir die Be-
treiber von Tankstellen. Nicht zuletzt durch die neu eingefiihrten Regelungen zu den

,Grundsatzen zur ordnungsmafigen Fuhrung und Aufbewahrung von Biichern, Auf-
zeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff GoBD)"

sind Tankstellenbetreibern weitere Aufgaben auferlegt worden.

Viele Betreiber von Tankstellen sind nicht Eigentiimer des an der Kasse ge-
nutzten Kastensystems. Das System wird vielmehr von der Mineral6lgesell-
schaften zur Verfligung gestellt. Vertragspartner des Kassenherstellers ist da-
mit die Mineralblgesellschaft. Trotzdem obliegt es dem Tankstellenbetreiber die
ordnungsgemale Dokumentation Uber Veranderungen des Kassensystems
(z.B. Updates) sicherzustellen.

Kdnnen Sie sich der Forderung anschlieRen, dass die Regeln fir den Umgang
mit durch Dritte zur Verfligung gestellten Kassensystem dahingehend abgeéan-
dert wird, dass die Dokumentationspflichten fiir das Kassensystem auf diese
Ubertragen werden kénnen?

Nein.




2.2.

Halten Sie die Abschaffung von Bargeld mittel- oder langfristig fur notwendig
und wiinschenswert?

Wenn es nur noch kleine Scheine gibt, die Auszahlung des Bargeldes begrenzt oder in einem weiteren Schritt
ganz abgeschafft wird, kdnnte niemand mehr sein Erspartes dem Zugriff der Banken entziehen. Dann kédme
man auch kaum noch der Zahlung von Strafzinsen vorbei. Ohne Bargeld wéare der Normalmensch schutzlos
der Entwertung seiner Ersparnisse ausgesetzt - vor allem die Mittelschicht und die Armeren wiirden getroffen.

Die Reichen dagegen haben Unternehmensanteile und Aktien, sie stéren die Niedrigzinsen nicht.

Verkauf von Tabakwaren

Tankstellen gehdren mittlerweile zu einem der wesentlichen Vertriebswege von Tabak-
waren. Der Verkauf von Tabakwaren ist fur die Wirtschaftlichkeit einer Tankstelle von
wesentlicher Bedeutung.

Die Werbung fur Tabakprodukte ist in den letzten Jahren stark eingeschréankt
worden. Planen Sie weitere Einschrankungen fur die Werbung und den Verkauf
von Tabakwaren?

Ja. Werbung und Sponsoring fiir Tabak- und Alkoholprodukte in der Offentlichkeit wollen wir verbieten.

Zurzeit ist umstritten, ob die Nutzung von sogenannten ,Produktkarten” (dabei
handelt es sich um in einem Zigarettenverkaufsregal vor die zu verkaufenden
Zigarettenpackung zu steckende Karten, auf der lediglich der Markenname
sichtbar ist) zulassig ist. Die Produktkarten, die der Orientierung der Kunden
und des Verkaufers dienen sollen verdecken in den Zigarettenregalen die auf
den Packungen aufgedruckten ,,Schockbilder”.

Halten Sie diese Beschrankung bei dem Verkauf von Tabakwaren fur zulassig
und notwendig?

Nein. Die geplante Wirkung der s.g. Schockbilder wird damit aul3er Kraft gesetzt.

2.3. Alternative Energiearten

Die Automobilbranche befindet sich im Wandel. Antriebsarten wie der Dieselmotor
stehen zurzeit in der Kritik. Alternative Kraftstoffe wie z.B. Gas sollen demnachst
ihre steuerliche Forderung verlieren. Elektroautos sollen hingegen eine grof3ere Ver-

breitung erlangen.




Sieht Ihr Wahlprogramm Anderungen im Umgang mit den genannten Energie-
arten vor?

DIE LINKE setzt auf ein Gesamtkonzept fir mehr Klimaschutz im Verkehr, das auch, aber nicht nur
elektrifizierte Antriebe fordert. Wir brauchen auf europaischer Ebene strenge Grenzwerte fiir den Aussto3 von
Schadstoffen und Klimagasen bei Kraftfahrzeugen unabhangig von der Antriebstechnologie. Zudem missen
ein Tempolimit auf Autobahnen und die konsequente Starkung des umweltfreundlichen Schienenverkehrs

Insbesondere:

o Konnen Sie sich generelle Nutzungsverbote fir Fahrzeuge mit Verbren-
nungsverbote vorstellen? Ja | Nein
Wenn ja,

= welche?

Die wichtigste MaRnahme ist ein klares politisches Signal. Wir unterstiitzen daher den
Vorschlag des Bundesrates, ab 2030 nur noch Pkw mit Null CO2-Emissionen zuzulassen.
Da aber auch erneuerbare Energietrager nur begrenzt erzeugt werden kdnnen, ist die
Umstellung des Antriebssystems allein nicht ausreichend fur den Klimaschutz, hierfir

= nur fir bestimmte Regionen (z.B. Innenstadtbereiche) oder bun-
desweit?

Umweltzonen halten wir grundsatzlich fur ein geeignetes Instrument. Dabei ist zu betonen: es
geht uns nicht um Fahrverbote, sondern darum, dass die Luft sauberer wird! Die Einfihrung
einer blauen Plakette ware (angesichts der Tatsache, dass auch moderne EURO 6
Diesel-Pkw die Grenzwerte durchschnittlich um das 6-fache uberschreiten), nur sinnvoll,
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. Beabsichtigen Sie eine weitere Plakette, wie beispielsweise die
.blaue Plakette" einzufihren?

Die Einfuhrung einer blauen Plakette ist angesichts der auch bei modernen EURO 6
Diesel-Pkw auftretenden massiven, durchschnittlich 6-fachen Grenzwertliberschreitungen
nur sinnvoll, wenn diese an die Einhaltung der Grenzwerte im Realbetrieb

gebunden ist. Dies muss von einer unabhangigen Behdrde gemessen werden.

o0 Wollen Sie bestimmte Antriebsarten beispielsweise durch steuerliche An-
reize fordern?

Ja. Wahrend wir die Kaufpramie fiir Elektro-Pkw ablehnen, weil sie viel zu breit "streut" und bei
durchschnittlich lediglich einer halben Stunde téaglicher Fahrleistung eines Pkw wenig Umweltnutzen
birgt, wollen wir Elektromobilitat insbesondere im 6ffentlichen Verkehr fordern. Gerade Taxen und
Busse im Nahverkehr, die vorwiegend innerhalb von mit Stickoxiden und Feinstaub hochbelasteten
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0 Wie stehen Sie zu Subventionen von Schnellladestationen z.B. an Tank-
stellen?

Begrenzte und zielgerichtete Programme wie der in der Sache richtige Aufbau von Ladestationen an
Tankstellen im Autobahnnetz unterstiitzen wir.

Eine Forderung des Ausbaus der Ladeinfrastruktur Uber die bestehenden ersten Impulse hinaus wollen
wir nicht, damit der Staat nicht zum , Tankstellenbetreiber” wird. Zudem gibt es ,im kleinen“ einige

0 Wie stehen Sie zur Nutzung von Wasserstoff als Antriebsart? Kénnen Sie
sich die zusatzliche Forderung fir Wasserstofftankstellen vorstellen?

Die Industrie muss ihre Verantwortung fur Forschung und Entwicklung wahrnehmen. Sowohl Energie-
wie Fahrzeugindustrie sind zu FUE-Anstrengungen im Bereich der Antriebstechnologien,
Ladestrukturen, Abrechnungsmodelle etc. finanziell und organisatorisch in der Lage.




	Text1: Der gesetzliche Mindestlohn wird auf 12 Euro erhöht. Sachgrundlose Befristungen müssen ausgeschlossen werden. Lohndumping durch Leiharbeit und Werkverträge verhindern. DIE LINKE setzt sich für die Ersetzung von Mini- und Midi-Jobs durch unbefristete Arbeitsverträge und existenzsichernde Einkommen ein. Dazu wollen wir einen Rechtsanspruch auf eine Mindeststundenzahl im Arbeitsvertrag von 22 Stunden pro Woche einführen. Dieser soll für alle Beschäftigten gelten. Ausnahmen darf es nur aus schwerwiegenden wirtschaftlichen Gründen geben.
Diskriminierungen und Mobbing sind zu ahnden. Für alle Beschäftigtengruppen, die von Diskriminierung betroffen sind oder sein könnten, müssen Gleichstellungspläne erstellt werden.
	Text2: DIE LINKE setzt sich für einen Mindestlohn von 12 Euro pro Stunde ein. Nur so kann Altersarmut entgegengewirkt werden. 
	Text3: Nein.
	Text4: Nein, der Mindestlohn sollte ausnahmslos gelten.
	Text5: Nein.
	Text6: DIE LINKE fordert die ersatzlose Streichung der »sachgrundlosen Befristung« aus dem Teilzeit- und Befristungsgesetz. Sachgründe müssen strikt beschränkt, Kettenbefristungen verboten werden: Der zweite Arbeitsvertrag beim gleichen Arbeitgeber muss unbefristet sein, Befristungen sollen auf längstens ein Jahr beschränkt werden. 
	Text7: DIE LINKE setzt sich für die Ersetzung von Mini- und Midi-Jobs durch unbefristete Arbeitsverträge und existenzsichernde Einkommen ein. Dazu wollen wir einen Rechtsanspruch auf eine Mindeststundenzahl im Arbeitsvertrag von 22 Stunden pro Woche einführen. Dieser soll für alle Beschäftigten gelten. Ausnahmen darf es nur aus schwerwiegenden wirtschaftlichen Gründen geben.
	Text8: Der bestehende Rechtsanspruch auf Teilzeit muss durch ein Rückkehrrecht auf die vorherige vertragliche Arbeitszeit ergänzt werden. DIE LINKE fordert einen Rechtsanspruch auf Erhöhung der Arbeitszeit, sofern in dem Unternehmen Arbeit mit der entsprechenden Qualifikation vorhanden ist

	Text9: Die Beschäftigten müssen mehr Einfluss auf die Gestaltung ihrer Arbeit und Arbeitszeit haben.
Alle Beschäftigten müssen z.B. zum Zwecke der Weiterbildung einen Rechtsanspruch erhalten, ihre Arbeitszeit zeitweise zu reduzieren oder zeitlich begrenzt ganz aussetzen zu können.
Und auch Erziehungsarbeit und Pflegearbeit müssen bei der Arbeitszeitgestaltung stärker berücksichtigt werden. Es braucht einen Rechtsanspruch auf familiengerechte und kürzere Arbeitszeiten für alle, die Verantwortung in Erziehung und Pflege übernehmen. 

	Text10: DIE LINKE fordert die Gleichstellung von Minijobs mit sozialversicherungspflichtiger Arbeit. Abhängige Beschäftigung soll ohne Ausnahme ab dem ersten Euro Entgelt der Sozialversicherungspflicht unterliegen. Gleichzeitig fordert DIE LINKE eine Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde ohne Ausnahmen. Zudem sind deutlich mehr Kontrollen notwendig, um die Einhaltung der Vorschriften sicherzustellen. 
	Text11: DIE LINKE setzt sich für die Ersetzung von Mini- und Midi-Jobs durch unbefristete Arbeitsverträge und existenzsichernde Einkommen ein.
	Text12: Nein. DIE LINKE kämpft für Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und notwendigem Personalausgleich. Wir unterstützen Gewerkschaften und Initiativen beim Kampf um kürzere Arbeitszeiten und mehr Zeitsouveränität. Damit Arbeitszeitverkürzung nicht zu Arbeitsverdichtung führt, braucht es verbindliche Mitbestimmungsrechte bei der Arbeitsorganisation und Personalbemessung
	Text13: · Gute Ausbildung und Arbeit für alle! Gerade Migrantinnen und Migranten sowie Geflüchtete werden am Arbeitsmarkt ausgegrenzt. Wir wenden uns gegen Ausnahmen beim Mindestlohn und wollen Asylbewerber und Geflüchtete schnell, aber fair in den Arbeitsmarkt integrieren. Wir lehnen Quoten, Kontingente und Punktesysteme ab. Sie dienen lediglich der Verwertungslogik des Kapitals und sind Instrumente einer selektiven Einwanderungspolitik. Die Identitätsprüfung bei der Ausbildungsduldung wollen wir abschaffen. Geflüchtete sollen bereits nach drei Monaten in Deutschland eine Arbeitserlaubnis bekommen.
	Text14: Die Erbschaftsteuer ist in Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern sehr gering. Viele Superreiche können ihre Millionenvermögen in Unternehmensanteilen steuerfrei vererben oder verschenken. Die von der Großen Koalition aus CDU/CSU und SPD beschlossene Reform der Erbschaftsteuer ändert das nicht, im Gegenteil. DIE LINKE wird dafür sorgen, dass die Steuerschlupflöcher geschlossen werden. Wir werden die Erbschaftssteuer auf hohe Erbschaften erhöhen. Normales, selbstgenutztes Wohneigentum bleibt freigestellt. Für Betriebsvermögen gibt es Freibeträge. 
	Text15: Die Frage nach Bürokratieabbau kann nicht ohne Differenzierung beantwortet werden. Bürokratische Verfahren sichern die Umsetzung in demokratischen Verfahren beschlossener, regulierender Vorgaben für das Handeln der Bürgerinnen und Bürgern. Gesetzliche Vorgaben für unternehmerisches Handeln stellen den Ausgleich mit den gesellschaftlichen Interessen her - an fairen Arbeitsbedingungen, am Schutz der Umwelt, am Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher, etc. Potential für Erleichterungen und Abbau von Bürokratie sehen wir vor allem bei den Verfahren zur Umsetzung und Kontrolle der gesetzlichen Vorgaben und bei der Digitalisierung von Antrags- und Genehmigungsverfahren.
	Text16: Ja. 
Wichtig für kleine und mittlere Unternehmen sind faire Wettbewerbsbedingungen. Wichtige Maßnahmen, um dies zu erreichen, sind: Bekämpfung der Schwarzarbeit, stärkerer Schutz der KMU vor der Marktmacht großer Unternehmen, Einbeziehung weniger organisierter Teile des Mittelstands in die Wirtschaftsförderung, Netzneutralität und gesetzliche Verankerung offener IT-Systeme. Angesichts zunehmender Vermachtung vieler Wirtschaftszweige fordert DIE LINKE ein wirksameres und strikteres Kartellrecht. Entsprechend sind die gesetzlich definierten Eingriffsschwellen für die Kartellbehörden zu verbessern und die Pönalen zu verschärfen.
	Text17: Nein.
	Text18: Wenn es nur noch kleine Scheine gibt, die Auszahlung des Bargeldes begrenzt oder in einem weiteren Schritt ganz abgeschafft wird, könnte niemand mehr sein Erspartes dem Zugriff der Banken entziehen. Dann käme man auch kaum noch der Zahlung von Strafzinsen vorbei. Ohne Bargeld wäre der Normalmensch schutzlos der Entwertung seiner Ersparnisse ausgesetzt - vor allem die Mittelschicht und die Ärmeren würden getroffen. Die Reichen dagegen haben Unternehmensanteile und Aktien, sie stören die Niedrigzinsen nicht.
	Text19: Ja. Werbung und Sponsoring für Tabak- und Alkoholprodukte in der Öffentlichkeit wollen wir verbieten. 
	Text20: Nein. Die geplante Wirkung der s.g. Schockbilder wird damit außer Kraft gesetzt.
	Text21: DIE LINKE setzt auf ein Gesamtkonzept für mehr Klimaschutz im Verkehr, das auch, aber nicht nur elektrifizierte Antriebe fördert. Wir brauchen auf europäischer Ebene strenge Grenzwerte für den Ausstoß von Schadstoffen und Klimagasen bei Kraftfahrzeugen unabhängig von der Antriebstechnologie. Zudem müssen ein Tempolimit auf Autobahnen und die konsequente Stärkung des umweltfreundlichen Schienenverkehrs umgesetzt werden. 
	Text22: Die wichtigste Maßnahme ist ein klares politisches Signal. Wir unterstützen daher den Vorschlag des Bundesrates, ab 2030 nur noch Pkw mit Null CO2-Emissionen zuzulassen.
Da aber auch erneuerbare Energieträger nur begrenzt erzeugt werden können, ist die Umstellung des Antriebssystems allein nicht ausreichend für den Klimaschutz, hierfür brauchen wir eine echte Verkehrswende.
	Text23: Umweltzonen halten wir grundsätzlich für ein geeignetes Instrument. Dabei ist zu betonen: es geht uns nicht um Fahrverbote, sondern darum, dass die Luft sauberer wird! Die Einführung einer blauen Plakette wäre (angesichts der Tatsache, dass auch moderne EURO 6 Diesel-Pkw die Grenzwerte durchschnittlich um das 6-fache überschreiten), nur sinnvoll, wenn die Einhaltung der Grenzwerte im Realbetrieb garantiert ist.
	Text24: Die Einführung einer blauen Plakette ist angesichts der auch bei modernen EURO 6 Diesel-Pkw auftretenden massiven, durchschnittlich 6-fachen Grenzwertüberschreitungen nur sinnvoll, wenn diese an die Einhaltung der Grenzwerte im Realbetrieb
gebunden ist. Dies muss von einer unabhängigen Behörde gemessen werden.

	Text25: Ja. Während wir die Kaufprämie für Elektro-Pkw ablehnen, weil sie viel zu breit "streut" und bei durchschnittlich lediglich einer halben Stunde täglicher Fahrleistung eines Pkw wenig Umweltnutzen birgt, wollen wir Elektromobilität insbesondere im öffentlichen Verkehr fördern. Gerade Taxen und Busse im Nahverkehr, die vorwiegend innerhalb von mit Stickoxiden und Feinstaub hochbelasteten Innenstädten fahren, sollten vorrangig ersetzt werden. Konkret stellen wir uns Kaufzuschüsse vor, um die Preisdifferenz auszugleichen, sowie die finanzielle Förderung spezifischer Ladestationen.

	Text26: Begrenzte und zielgerichtete Programme wie der in der Sache richtige Aufbau von Ladestationen an Tankstellen im Autobahnnetz unterstützen wir.
Eine Förderung des Ausbaus der Ladeinfrastruktur über die bestehenden ersten Impulse hinaus wollen wir nicht, damit der Staat nicht zum „Tankstellenbetreiber“ wird. Zudem gibt es „im kleinen“ einige Hemmnisse für die Verbreitung der Elektromobilität, z.B. was das Laden bei einer Mietwohnung angeht.
	Text27: Die Industrie muss ihre Verantwortung für Forschung und Entwicklung wahrnehmen. Sowohl Energie- wie Fahrzeugindustrie sind zu FuE-Anstrengungen im Bereich der Antriebstechnologien, Ladestrukturen, Abrechnungsmodelle etc. finanziell und organisatorisch in der Lage.
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